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Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2
Landesplanungsgesetz vom 27. Januar 2014 (GVOBI. Schi."H. S. 8)

Stadt Kappeln
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 78
„Tier-, Natur- und Jugendzentrum Weidefeld"

Mit Schreiben vom 26.02.2015 (hier eingegangen am 05.03.2015) informieren Sie im
Rahmen einer Planungsanzeige gemäß § 11 Abs. 1 Landesplanungsgesetz, gleichzeitig
frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB, über die von der Stadt Kap-
peln gepiante Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 78 für ein ca. 13.9 ha großes Gebiet,
zwischen Stadt und Ostsee gelegen.

Wesentliches Pianungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen
für die Weiterentwickiung des bereits am Standort etablierten Tierschutzzentrums. Bei der

Düsternbrooker Weg 104, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-1960 | www.schleswig-hoistein.de
Buslinien 41, 42, 51 l E-IVlail-Adressen: Kein Zugang für eiektronisch signierte oder verschlüsselte Dokumente.



- 2 -

Fläche handelt es sich um ein ehemaliges militärisches Munltionslager, dass bereits 1995
vom Deutschen Tierschutzbund übernommen wurde. Die bauliche Entwicklung, insbe-
sondere Umnutzung, hat sich seitdem auf Grundlage des § 35 BauGB bewegt.

Konkret geplant sind die Errichtung einer Quarantänestation für Papageien, eines Reptili-
enhauses, inklusive Sozialräume sowie einer Schildkrötenstation.

Bereits im Flächennutzungsplan ist der Bereich a!s Sonstiges Sondergebiet „Tierschutz"
dargestellt.

Zu dieser Planung der Stadt nehme ich aus landes- und regionalpianerischer Sicht wie
folgt Stellung;

Die für die Planung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung ergeben sich vor a!Iem aus dem Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein vom 13.07.2010 (LEP; Amtsbl. Schl.-H. 2010 Seite 719) und dem Regionalplan
für den Planungsraum V (RPI V; Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747).

Der Geitungsbereich liegt gemäß RPI V in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung für
Tourismus und Erholung. Darüber hinaus befinden sich östlich und westlich an das Gebiet
angrenzend Gebiete mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft. Die iandschaft-
Eiche sensible Lage äußert sich auch darin, dass sich im unmittelbaren Umfeid des Gel-
tungsbereiches Hauptverbundachsen des iandesweiten Biotopverbundsystems befinden.
Darüber hinaus grenzen im Norden, Süden und Osten Landschaftsschutzgebiete an. Der
nordöstliche Teil des Geltungsbereiches liegt innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes.

Der Landesentwicklungsplan hat diesen Küstenstreifen ais Schwerpunktraum für Touris-
mus und Erholung ausgewiesen. In diesen Räumen soll dem Tourismus und der Erholung
besonderes Gewicht beigemessen werden (Ziffer 3.7.1 Abs. 3).

Des Weiteren befindet sich der Standort abseits der Ortslagen, städtebaulich abgesetzt im
Außenbereich und steht insoweit in Konflikt mit den in Ziffer 2.7 LEP dargelegten Grunds-
ätzen für eine geordnete, unter städtebauiichen, ökologischen und landschaftlichen As-
pekten verträgiiche Siedlungsentwickiung. Danach sind die Zersiedelung der Landschaft
und die Verfestigung von Streusiedlungen zu vermeiden; neue Bauflächen sind vielmehr
nur in guter räumlicher und verkehrsmäßiger Anbindung an vorhandene, im Zusammen-
hang bebaute, tragfähige Siedlungsbereiche und in Form behutsamer Siedlungsabrun-
düngen auszuweisen.

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen ist im Rahmen der der verbindlichen Bauleit-
Planung auf eine bestandsorientierte Vorgehensweise zu achten. Bauliche Erweiterungen
sollten nur behutsam erfolgen und in einem angemessenen Verhältnis zum Bestand ste-
hen. Der Bebauungsplan greift im Wesentiichen diese PIanungsgrundsätze auf und be-
schränkt die Festsetzung des Sondergebietes weitestgehend auf die bereits baulich ge-
prägten Bereiche.

Angesichts dieses Sachverhaltes sowie der Tatsache, dass es sich bei dem Tierschutz-
Zentrum um eine bereits iangjährig bestehende, etablierte Einrichtung handelt können
Bedenken angesichts derAußenbereichsiage ausnahmsweise zurückgestellt werden.

ich kann daher bestätigen, dass aus landes- und regionalpianerischer Sicht keine Beden-
ken gegen die Planung bestehen; insbesondere, stehen dem vorgelegten Entwurf des Be-
bauungsplan Nr. 78 der Stadt Kappeln Ziele der Raumordnung nicht entgegen.

Dennoch soiite im Rahmen der weiteren Ausgestaltung des Bebauungsplans den v. g.
Aspekten noch stärker Rechnung getragen werden. Dies betrifft insbesondere folgende
Punkte:
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® Die einzelnen Nutzungen soliten durch Festsetzungen auf dem Gelände räumlich ver-
ortet werden Dies betrifft insbesondere die bereits vorhandenen betriebsbezogenen
Wohnungen. Auf diese Weise solite auch die bereits heute im Grundsatz bestehende
Zonierung (Einrichtungen zum dauerhaften Aufenthalt im Norden, Tierquartiere im Be-
reich der Bunkeranlagen) verbindlich festgelegt werden.

® Die Baugrenzen orientieren sich bereits weitestgehend am baulichen Bestand. Den-
noch wäre zu prüfen, ob es erforderlich ist, durchgehende überbaubare Rächen fest-
zusetzen oder ob es zielführender ist, den Bestand enger zu umgrenzen. Dies betrifft
beispielsweise die Bereiche der Bunkeraniagen B03-B07, die eher durch eine Kleintei-
tigkeit geprägt sind.

® Ebenfalls sollte geprüft werden, ob bei der Festsetzung der Versiegelung in Anwen-
düng des § 19 Abs. 4 BauNVO zwischen Hauptanlagen und Anlagen gemäß § 19 Abs.
4 Nr. 1-3 BauNVO unterschieden werden sollte.

® Um den Wohnanteil im Plangebiet zu beschränken sollten auch die Größen der vor-
handenen Wohnungen festgesetzt werden.

Ich behalte mir diesbezüglich eine weitergehende Stellungnahme im Rahmen der weite-
ren Verfahrensschritte vor.

Darüber hinaus wird um Beachtung der nachfolgenden Hinweise gebeten:

® Angesichts des konkreten Vorhabenbezugs empfehle ich die Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungspians.

a Ich gehe davon aus, dass vor Rechtskraft des Bebauungsplans.die Entlassung des
nordöstlichen Bereiches aus dem Landschaftsschutzgebiet vollzogen wird.

® In der Begründung (S. 9) wird ausgeführt, dass die Grünflächen von jeglicher Bebau-
ung freigehalten werden sollen. Im Sinne der Rechtssicherheit sollte dies dementspre-
chend textlich festgesetzt werden.

a Der Bebauungspian wird ais einfacher Bebauungspian gemäß § 30 Abs. 3 BauGB
aufgestellt. Damit richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben im Übrigen nach § 35
BauGB. Angesichts des bereits weitestgehend abschließenden Regelungsinhaites,
verbleibt jedoch kaum Spielraum für eine Beurteilung nach § 35 BauGB. Insofern er-
scheint diese Vorgehensweise rechtssystematisch schwierig. Die Anwendung des !n-
struments des einfachen Bebauungsplans ist offensichtlich durch das Fehlen von Ver-
kehrsflächen begründet. Da jedoch generel! im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung die Erschließungsfrage mit zu klären ist, rege ich an, zum einen den Anschluss
an die - außergebietliche - Erschließung festzusetzen und zum anderen auch inner-
gebietlich Erschließungstrassen, z. B. als private Verkehrsfiächen festzusetzen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift
damit einer pianungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor.

Gesichtspunkte, die sich nach dem Baugesetzbuch im weiteren Pianverfahren ergeben,
bitte ich rechtzeitig mit der höheren Verwaltungsbehörde zu klären.

Eine Aussage über die Förderungswürdlgkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landes-
planerischen Stellungnahme nicht verbunden.



Aus Sicht des IViinisteriums für Inneres und Bundesangelegenheiten, Referat Städte-
bau und Ortsplanung, Städfebaurecht werden ergänzend folgende Hinweise/ Anmer-
kungen gegeben:

Im Hinblick auf den Außenbereichsschutz sind die überbaubaren Flächen auf die Be-
standsgebäude zu reduzieren. Nur soweit Ergänzungsbebauungen erforderlich sind kön-
nen zusätzliche Baufenster ausgewiesen werden. Zudem sollte zwischen Haupt- und Ne-
benanlagen unterschieden werden.

Im Übrigen geht die Planung davon aus, dass es sich vorliegend um einen „einfachen"
Bebauungsptan i.S. des § 30 Abs. 3 BaüGB handelt. Im Hinblick darauf, dass der Plan die
Zulässigkeit von Bebauungen abschiießend regelt und für eine Beurteiiung gemäß § 35
BauGB materiell kein Raum besteht, hat sich die Planung auch mit den erforderiichen
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auseinanderzusetzen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. F.d.R.
s /

Johannes Pick i /

Jörn Uhl (OAR)


